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Beschluss
des Bundesrates

Verordnung zur Anderung der Verordnung zum
Barrierefreiheitsstarkungsgesetz

Der Bundesrat hat in seiner 1067. Sitzung am 10. Juli 2026 beschlossen, der Ver-

ordnung geméal Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.

Der Bundesrat hat ferner die nachstehende EntschlieBung gefasst:

a)

b)

Der Bundesrat begriit ausdriicklich die Ziele des Barrierefreiheitsstarkungsge-
setzes zur Absicherung einer gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen und &lteren Menschen und unterstiitzt grundsitzlich Anpassun-
gen, um die Vorwiirfe aus dem noch laufenden Vertragsverletzungsverfahren
der Europdischen Kommission auszurdumen.

Die mit der Verordnung vorgesehenen Anderungen beziiglich der spezifischen
Barrierefreiheitsanforderung an Selbstbedienungsterminals sind allerdings sehr
allgemein gehalten und konnten bei strenger Auslegung zu praktischen Voll-
zugsproblemen fiihren.

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung daher auf, gemeinsam mit den Lén-
dern, betroffenen Verbanden und Unternehmen praktische Handlungsanleitun-
gen zu erstellen und dabei den Begriff der ,,Barrierefreiheitsfunktionen* fiir die
Anbieter umsetzbar auszugestalten.

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koin
Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0720-2946



	Verordnung zur Änderung der Verordnung zum Barrierefreiheitsstärkungsgesetz

